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Ruth Metzler (*1964) studierte in Frei-
burg Rechtswissenschaften. 1996 wur-
de sie als erste Frau in die Regierung
Appenzell-Innerrhodens, 1999 als
jüngste Bundesrätin gewählt. Nach
einer CVP-Wahlniederlage verlor sie
2003 ihren Sitz an Christoph Blocher.
Danach war sie für Novartis tätig. Seit
2010 führt sie eine Beratungsfirma und
sitzt in Verwaltungs- und Stiftungsräten.

RuthMetzler
alt CVP-Bundesrätin (1999–2003)

«Wir sinduns inPolitik
undWirtschaft
durchschnittlicheMänner
gewöhnt.BeidenFrauen
bestehtderAnspruch,
allemüsstenüberdurch-
schnittlich sein.»

«Wenn eine Frau scheitert, ist das sichtbarer, als wenn ein Mann scheitert»: Ruth Metzler über die tiefen Frauenanteil in Spitzenpositionen. Bild: Michel Canonica (Appenzell, 3. März 2021)

«Ich habe die Geduld nicht mehr»
Die ehemaligeCVP-Bundesrätin unterstützt eine Volksinitiative der FDPFrauen, welche die Individualbesteuerung einführenwill.
Im Interview spricht sie über die Frauenquote, den Stand derGleichstellung in der Schweiz und die Coronapolitik des Bundesrats.

Interview:Maja Briner, Christoph Bernet

MancheehemaligenBundesräte
äussern sichmehrmals jährlich in
Interviews. Siemachendasnur
selten.Weshalb?
RuthMetzler: Ich äusseremich zuThe-
men, zu denen ich einen sachlichen
Bezug habe, etwa als Präsidentin von
SwitzerlandGlobalEnterpriseoderder
Stiftung der Schweizergarde. Ich will
nicht als Person imMittelpunkt stehen
und dem amtierenden Bundesrat bes-
serwisserisch Ratschläge geben.

Jetzt engagierenSie sichaktiv für
die InitiativederFDPFrauen für
eine Individualbesteuerung.Was
hat Siedazubewogen?
Ich habe eine lange Geschichte mit
der Familienbesteuerung. Als Regie-
rungsrätin und Finanzdirektorin war
ich vor 23 JahrenMitglied einer Exper-
tenkommission zumThema.Wir ver-
tieften drei Modelle, darunter die In-
dividualbesteuerung. Ich bin immer
für eine Änderung des heutigen Sys-
tems eingestanden, weil es Doppel-
verdiener-Ehepaare stark benachtei-
ligt. Viele Kantone haben die steuer-
liche Heiratsstrafe beseitigt, aber der
Bund hat seine Hausaufgaben nicht
gemacht. Als die CVP-Initiative zur
Heiratsstrafe abgelehnt wurde, war
ich verärgert. Und noch verärgerter
war ich, als auskam, dass der Bund im
Abstimmungskampf falsche Zahlen
verwendet hatte.

HabenSie IhreMeinungzur Indivi-
dualbesteuerunggeändert?
Nein. Ich war schon früher nicht da-
gegen, aber es war für mich nicht die
einzige mögliche Lösung. Wäre die
CVP-Initiative angenommen worden,
hätte ich das auch begrüsst. Aber die
Individualbesteuerung enthält Ele-
mente, die imSinnederGleichstellung
einen Schritt weitergehen. Sie ist die
fairste Lösung.

DieCVPkämpfte langeunterdem
SchlagwortFamilienpartei gegen
dieHeiratsstrafe. Jetztunterstützen
ihrealtBundesrätinundweitere
prominenteFrauenausderPartei
mitder Individualbesteuerung
einenUmsturzdesSteuersystems.
Die Individualbesteuerung ist keinUm-
sturz. ImAusland ist sie teilweise schon
jahrzehntelang Praxis. Und auch bei

uns wird jeder, der nicht – oder noch
nicht – verheiratet ist, individuell be-
steuert. DiesesModell ändert sich erst
mit derHeirat. Individualbesteuerung
bedeutet, dass anders als heute nicht
mehr das Lebensmodell «Verheiratet
und Alleinverdiener» eine bevorzugte
Stellung hat: Der Trauschein soll bei
der Besteuerung keine Rolle spielen.
Mein Engagement für die Initiative
richtet sich nicht gegen meine Partei.
Ich habe aus Parteikreisen viele positi-
ve Reaktionen darauf erhalten – vor
allem von Frauen aller Generationen.

Geht es Ihnenvor allemumdie
Gleichstellung?
Unbedingt! Es gehtmir aucheinwenig
darum, dass Frauen heute zum An-
hängsel ihres Ehemannes werden,
wenndieSteuererklärung insHausflat-
tert. Das ist aber nur einNebenaspekt.

Für verheirateteZweitverdiener –meist
sindesFrauen – lohnt es sichheutewe-
gen der Steuern teilweise kaum, er-
werbstätig zu sein oder das Pensumzu
erhöhen. Ich bin überzeugt, dass wir
dank der Individualbesteuerungmehr
Frauen im Arbeitsmarkt hätten. Die
Steuerbelastung ist dabei natürlichnur
ein Element. Zentral ist auch eine bes-
sereVereinbarkeit vonFamilie undBe-
ruf. Tagesschulen zumBeispiel sollten
selbstverständlich sein.

Wiesteht es abgesehenvonsteuer-
lichenFragenumdieGleichstel-
lung inder Schweiz?
Rechtlich stehenwir heute gut da.Was
oft vergessenwird: Das neue Eherecht
war ein grosser Schritt.Wennman be-
denkt, dass Christoph Blocher noch
1985dasReferendumskomiteeanführ-
te, weil das neue Eherecht die Bedürf-
nissederFamilie übergehe zuGunsten
der individuellenBedürfnissederEhe-
leute – unvorstellbar! Ein offenes The-
ma sind die Lohnunterschiede, wobei
die Statistiken für mich nicht vollstän-
dignachvollziehbar sind.Und,nicht zu
Gunsten der Frauen: Die Angleichung
des AHV-Alters ist längst fällig.

SindSie bei einzelnenAspektender
Gleichstellung überrascht, dass es
nicht schneller vorwärtsgeht?
Negativ überrascht mich, dass aktuell
sechs Kantonsregierungen nur aus
Männernbestehen.Dasdarfnicht sein.
In den 1990er-Jahren entstand ein

Schub, unter anderem rund ummeine
Wahl. Der ist wieder abgeflacht. Auch
in der Wirtschaft geht es zu langsam
vorwärts. Gerade in Branchenmit vie-
len Frauen, erwarte ich, dass das auch
indenFührungsfunktionenabgebildet
ist. Davon sindwir weit entfernt.

Sie galtenalsVertreterindeswirt-
schaftsfreundlichenCVP-Flügels.
NunsindSie für eineFrauenquote
fürVerwaltungsräteundGe-
schäftsleitungen.Das ist nicht
besonders liberal.
Liberal ist es vielleicht nicht, aber auch
nicht wirtschaftsfeindlich! Wenn man
davon ausgeht, dass gemischte Teams
die besten Resultate bringen, dann ist
esunverständlich,dassmannichtmehr
für die Vielfalt tut. In der Schweiz ken-
nen wir Quoten zudem schon lange,
etwa für sprachlicheMinderheiten. Ich
war lange der Ansicht, es müsse ohne
Quote funktionieren. Aber es geht seit
Jahren nur sehr langsam vorwärts. Ich
habe dieGeduld nichtmehr.

Sie sitzenals einzigeFrau imneun-
köpfigenVerwaltungsrat vonSwiss
MedicalNetworkSA. Stört Siedas?
Ja, die Herren wissen das auch (lacht).
Im Verwaltungsrat der zwei Tochter-
gesellschaften sind aber mehrere
Frauen.

Rückblende:Als Sie 1991nach
Appenzell Innerrhodenzogen,
durftendieFrauenanderLandsge-

6 7



Dienstag, 9. März 2021

HäuslicheGewalt:Parlament
machteinigeSchrittevorwärts
Der Ständerat will das Beratungsangebot ausbauen.
DerNationalrat will Opfer besser schützen – Bundesrätin
Karin Keller-Sutter befürwortet das Anliegen.

Am Weltfrauentag stand auch
das Thema der häuslichen Ge-
walt im Fokus des Parlaments.
Jetzt sollen Betroffene von Ge-
walt schweizweit ein kostenlo-
ses 24-Stunden-Beratungsange-
bot erhalten. Am Montag hat
der Ständerat eine Motion der
Basler SP-Politikerin Eva Her-
zog stillschweigend angenom-
men.Herzogs Vorstoss war von
sämtlichen Ständerätinnen
unterzeichnet worden.

Bereits vor drei Jahren ist in
der Schweiz dieEuroparatskon-
vention zur Verhütung und Be-
kämpfung von Gewalt gegen
Frauen und häuslicher Gewalt
inKraft getreten.Dochnachwie
vor fehlen Angebote wie zum
Beispiel eine 24-Stunden-Bera-
tungoder dieUnterstützung für
marginalisierteGewaltbetroffe-
ne, wie Simone Eggler von der
feministischen Organisation
TerredesFemmesSchweiz sagt.
Demnach seien die existieren-
den Beratungsangebote unge-
nügend, da sie meistens nur zu
Bürozeiten erreichbar seien.
Frauenhäuser seien zwar rund
um die Uhr erreichbar, doch
dies decke nicht alle Betroffe-
nen und nicht alle Formen von
Gewalt ab.

«Wenn eine Person amWo-
chenende vergewaltigt wird,
braucht sie umgehend Unter-
stützung, und nicht erst am
Montag um 9 Uhr», so Eggler.
KonkretmüsseBeratungmünd-
lichund schriftlichauf verschie-
denenKanälen inmöglichst vie-
len Sprachen, für jedes Ge-
schlechtunddurchspezialisierte
Fachpersonen angeboten wer-
den.

ReinkoordinierendeRolle
desBundes reichtnicht
Der Bundesrat hatte zwar das
Anliegen der Motion unter-
stützt. Doch die Zuständigkeit
für dieErrichtungeines solchen
Beratungsangebots liegebeiden
Kantonen. «Da das Angebot
schweizweit seinmuss, sehe ich
dieRolledesBundes so, dass sie
sich nicht darin erschöpft, das
bestehende Angebot zu koordi-
nieren, sondernauchbestehen-
de Lücken zu füllen», sagt SP-
StänderätinEvaHerzog, die zu-
sammenmit Tamara Funiciello
(SP/BE) und Susanne Vincenz
(FDP/SG) die Motion einge-

reicht hat. Auch Vincenz ver-
weist auf die Istanbul-Konven-
tion, wonach der Bund in der
Pflicht ist, eine kostenlose, lan-
desweite und täglich rund um
die Uhr erreichbare Beratung
einzurichten.

Nicht nur im Ständerat war
am Weltfrauentag die Gewalt
gegen Frauen ein Thema. Am
Montag reichte ein halbes Dut-
zendNationalrätinneneinepar-
lamentarische Initiativeein,wo-
nach die Behörden künftig die
Täter aus der gemeinsamen
Wohnung entfernen und nicht
die Opfer ihr Heim verlassen
müssen. Initiantinnen sind Jac-
queline de Quattro (FDP, VD)
und Léonore Porchet (Grüne,
VD)sowieMinLiMarti (SP,ZH),
Marianne Binder (Die Mitte,
AG),KathrinBertschy (GLP,BE)
undCélineAmaudruz (SVP,GE).

Täter stattOpfer sollen
dasHeimverlassenmüssen
«Währendanderestreiten, span-
nen wir parteiübergreifend zu-
sammen am Weltfrauentag»,
sagt de Quattro. Vor ihrer Wahl
in den Nationalrat leitete sie
während 13 Jahren als Regie-
rungsrätin das Waadtländer Si-
cherheitsdepartement. Bevor
dieser Grundsatz in der Waadt
zur gängigen Praxis wurde,
brauchte es zwei Anläufe. «Die-
sesThema ist einTabu», sagtde
Quattro und weist darauf hin,
dass von zwei Morden jeweils
einer in den eigenen vier Wän-
den passiere.

Gemäss der Initiative müs-
sen sich die Täter zum Schutz
der Opfer für eine bestimmte
Zeit von zu Hause fernhalten.
Gemäss de Quattro gebe es im
KantonWaadtmit dieser Rege-
lung zehnmalmehrAusweisun-
gen von Tätern als von Opfern.
Auch Bundesrätin Karin Keller-
Sutter unterstützt die Initiative.
Bereits 2003machte sie sichals
St.Galler Justizdirektorin stark
für das Prinzip «Wer schlägt,
geht». Sie sagt:«Fürmich istdas
Thema nicht neu.» Sie habe
schon als Polizeidirektorin im
KantonSt.GallendiesesPrinzip
durchgesetzt: dassTäter ausder
Wohnungweggewiesenwerden
undnicht dieOpfer. «St.Gallen
war hier Pionier.»

Nina Fargahi

350MillionenFranken
fürVeranstalter
Nationalrat will die Eventbranche unterstützen.

Für Veranstalter von Festivals
oderMessenistdieaktuelleSitua-
tionvongrosserUnsicherheitge-
prägt. Da unklar ist, wie sich die
Coronapandemie bis zum Som-
merentwickelt,scheuenvieleda-
vor zurück, grössere Veranstal-
tungenaufzugleisen.Verschiede-
ne Verbände forderten deshalb
eine Absicherung durch den
Bund. Dieser Forderung will der
Nationalratjetztnachkommen.Er
hatgesternmit132zu55Stimmen
beisechsEnthaltungeneinerAus-

fallentschädigung für Veranstal-
tungen, Messen oder Gewerbe-
ausstellungen zugestimmt. Die
Veranstalter sollen entschädigt
werden,wenneinEventabgesagt,
eingeschränkt oder verschoben
wird. Der Bund soll dafür dieses
Jahrmaximal350MillionenFran-
ken zur Verfügung stellen. Wie
bereits der Ständerat hat sich zu-
demauchderNationalratmit 96
zu93StimmenbeivierEnthaltun-
genknappgegenmehrSonntags-
verkäufeausgesprochen. (agl.)

Ruth Metzler kurz nach ihrer Abwahl. Bild: Karl-Heinz Hug/Key (Bern, 10. Dezember 2003)

Zivilstand soll keine Rolle spielen
Mit einer Volksinitiativewollen die FDPFrauen dieHeiratsstrafe abschaffen.

Die FDP Frauen Schweiz haben am
Montag ihre Volksinitiative «Für eine
zivilstandsunabhängige Individualbe-
steuerung» lanciert. Sie verlangt, dass
Personen künftig ungeachtet ihres Zi-
vilstandes besteuert werden. Ob je-
mandalleinstehend, liiert, verheiratet,
getrennt oder geschieden ist, soll laut
demInitiativtext keineRollemehr spie-
len. Ausschlaggebend soll alleine die
wirtschaftlicheLeistungsfähigkeit sein.
Im 27-köpfigen Initiativkomitee sitzen
VertreterinnenvonWirtschaft,Gesell-
schaft undmehrererParteien,darunter
SP-StänderätinEvaHerzogunddie frü-
here CVP-Bundesrätin RuthMetzler.

Die Individualbesteuerung sei kein
Frauen-, sondern ein «gesellschaftli-
ches und gesamtwirtschaftliches The-
ma», sagte die St.Galler Nationalrätin
SusanneVincenz, PräsidentinderFDP
Frauen.Eshapereweiterhinmitder tat-
sächlichenGleichstellung inderGesell-
schaft, ergänzte ihre Berner Parteikol-
legin Christa Markwalder. «Mit ein
Grund dafür ist unser Steuersystem,
welches das traditionelle Familienmo-
dell der Ein-Ernährer-Familie steuer-

lich fördert und begünstigt.» Das sei
ausgleichstellungspolitischerSichtpro-
blematisch, sagte Ruth Metzler. Be-
kommen Ehepaare Kinder, seien es
meistensdieFrauen,die ihrPensumre-
duziertenoder ganz ausdemBerufsle-
ben ausscheiden.

EinRunningGagbeiBundesrat
UeliMaurer zuHause
Bereits vor 37 Jahren hielt das Bundes-
gericht in einem Urteil fest, dass Ehe-
paare steuerlich nicht stärker belastet
werden dürften als Konkubinatspaare.
Die Heiratsstrafe wurde zum bundes-
politischenDauerbrenner,mehrereRe-
formanläufe scheiterten. Zuletzt wies
dasParlamenteineVorlageandenBun-
desrat zurückmitdemAuftrag, alterna-
tiveModelle vorzulegen, soauchdie In-
dividualbesteuerung. Wie lange das
Geknorze um die Heiratsstrafe schon
andauert, zeigt eine Anekdote von Fi-
nanzminister Ueli Maurer 2019: Die
Vorlage untergrabe seine Autorität zu
Hause, erzählte er im Parlament: «Es
ist einRunningGag, dass ich zuHause
gefragt werde, weshalb ich eigentlich

nachBerngehe,wennwirnicht einmal
dieses Problem lösen könnten.»

Besonders turbulent waren die Er-
eignisse rund um die CVP-Initiative
gegen die Heiratsstrafe. Diese wurde
2016 äusserst knapp abgelehnt. Im
Nachhinein annullierte dasBundesge-
richt die Abstimmung jedoch, da der
Bundesrat im Abstimmungsbüchlein
falsche Zahlen verwendet hatte:
80000Doppelverdienerehepaare sei-
en es, hiess es damals. Später räumte
der Bund Fehler ein – und korrigierte
die Zahl auf rund 454000 Ehepaare.
DieCVPzogdie Initiativenacheinigem
Hin undHer zurück, kündigte aber an,
eine neue zu lancieren.

Ob dies tatsächlich geschieht, ist
aktuell unklar: «Die Abschaffung der
Heiratsstrafe, insbesondere auch inder
AHV, bleibt ein zentralesAnliegender
Mitte.» Das Parteipräsidium diskutie-
re derzeit die Lancierung einer neuen
Initiative. Wann der endgültige Ent-
scheid gefällt wird, ist noch offen,
heisst es auf demSekretariat derCVP-
NachfolgeparteiDieMitte aufAnfrage.
(fhr/mjb/cbe)

meindeerstmalsmitstimmen.Fünf
Jahre späterwurden sie als erste
Frau indieRegierunggewählt.Wie
erlebtenSiediesePionierrolle?
Die Wahl war ausserhalb des Kantons
einegrössereSensationals in Innerrho-
den. Die Landsgemeinde hatte mich
zuvor ja schonalsKantonsrichterin ge-
wählt.Was ichalsRegierungsrätinund
später als Bundesrätin feststellte: Es
bestand die Erwartung, dass Frauen
sozialer politisieren als Männer. Tat
man das nicht, hiess es: Die politisiert
wie einMann. Als bürgerliche Frau er-
lebte ichvieleAngriffedeswegen, gera-
de in der Asylpolitik. In den Gremien
selbst änderte sich das Verhalten und
die Sprache, als Frauen dazukamen –
zumindest wurdemir das gesagt.

AlsokeineAltherrenwitzemehr?
Genau. Da musste ich zu Beginn noch
abundzueingreifenundsagen:Es sitzt
übrigens auch eine Frau hier (lacht).

1999wurdenSie als dritteFrauund
ersteCVP-Vertreterin indenBun-
desrat gewählt.Wie lief dieEinge-
wöhnung indenBundesrat?
ImGremiumselbst verliefdasproblem-
los. Mit SP-Bundesrätin Ruth Dreifuss
undmir sassenerstmals zweiFrauen in
derRegierung.Wir verstandenunsgut,
aber waren in vielerlei Hinsicht sehr
unterschiedlich. Dadurch konnten wir
viele Frauen vertreten. Eine Bundes-
rätin alleine kann nicht alle Frauen re-
präsentieren. Auch viele Jüngere fühl-
ten sichdurchmicherstmals vertreten;
es herrschte Aufbruchsstimmung. In
meinem Departement wurde darüber
geredet, dass gestandene Herren eine
so jungeFraualsChefinbekamen.Das
war damals sehr aussergewöhnlich.
Aber ich empfand das nie als Problem.

HabenSiedasunterschwellig
gespürt?
Nein.AberüberUmwegeerfuhr ichvon
Bemerkungenwie: «Sie könnte jamei-
ne Tochter sein.»

Esheisst oft, Frauenmüssten
besser vorbereitet seinundDos-
siers besser imGriffhaben, um
ernst genommenzuwerden.Neh-
menSiedas auch sowahr?
Ich hatte als Bundesrätin auch dasGe-
fühl, ich müsste die Dossiers sehr gut
kennen. Das hatte aber weniger mit
meinem Geschlecht zu tun, sondern

mit meinem Alter. Ich habe aber die
Erfahrunggemacht,dassFrauen inVer-
waltungsräten immer sehr gut vorbe-
reitet sind. Manche Männer natürlich
auch, aber nicht alle.

WieerlebtenSie 2003 IhreAbwahl?
Die Abwahl hatte meines Erachtens
nichts mit meinem Frausein zu tun,
sondernmit der politischenKonstella-
tion.DieSVPhatte erneut zugelegtund
forderte einen zweitenBundesratssitz.
Schmerzhaftwarvor allem,wasvorder
Wahl gelaufen ist, auch innerhalbmei-
nerFraktion. Ichweissnochhaargenau,
wer mich brandschwarz angelogen
hat – und wer mir dann jahrelang aus
demWeg ging. Gestört hatmich auch,
wie linke Frauen, die mich nicht ge-
wählt hatten,nachheraufschrieen,weil
nur noch eine Frau im Bundesrat war.
Aber ich habe das abgehakt. Wenn ich
etwas nicht ändern kann, hadere ich
nichtdamit. IchsetzemeineEnergie für
dieZukunft ein,wo ichetwasbewirken
kann.

WiehabenSiedenFrauenstreik
2019unddiedarauffolgende
«Frauenwahl»erlebt?
Den Frauenstreik erlebte ich aus der
Ferne. Ich habe noch nie an einem
Streik teilgenommen. Ich glaube, ich
kann meinen Beitrag anders leisten.
Wenn Frauen in politische Ämter ge-
wähltwerden, freutmichdas – ebenso,
wenn sie in der Wirtschaft ihren Weg
machen. In der Politik und inderWirt-
schaft sind wir uns durchschnittliche
Männer gewöhnt. Bei den Frauen hin-
gegen bestehtweiterhinderAnspruch,

dass alle überdurchschnittlich sein
müssten.

Weshalb?
AusVorsichtwillmankeineFehlerma-
chen. Mein persönlicher Eindruck ist:
WenneineFrau scheitert, ist das sicht-
barer, als wenn einMann scheitert.

WasbewertenSiedenKursdes
Bundesrats beiCorona? InTeilen
desParlament ist derUnmutgross.
Bei solchenEntscheiden kannmanoft
nicht zwischen zwei guten Optionen
wählen, sondern zwischen zwei relativ
schlechten. Im Grossen und Ganzen
kann ich die Massnahmen nachvoll-
ziehen. Schwierig finde ich, dass im
Kleinen nicht nachvollziehbare Ent-
scheide gefällt wurden. Wenn man in
Detailfragen anGlaubwürdigkeit ein-
büsst, schlägt das zurück aufs Ganze.
Und die Kommunikation des Bundes-
rats scheint mir beim zweiten Lock-
down schlechter. Man muss erklären,
warum welche Entscheide getroffen
werden – und warum gerade jetzt und
nicht später. Das hatmir ab und zu ge-
fehlt.

KönnenSie einBeispiel für eine
Detailfragenennen?
Das Chaos um die Bäckereien im De-
zember beispielsweise, als unklar war,
ob sie am Sonntag öffnen dürfen. So
etwas darf nicht sein.

www.
Das Interview in vollständiger Länge
lesen Sie online.
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